
 
 

Kantonsrat 

B 10 

Traktandum 4 / Ausbildungsoffensive in der Pflege HF/FH; Entwurf 

Einführungsgesetz zum Bundesgesetz über die Förderung der Ausbildung in der 

Pflege / Gesundheits- und Sozialdepartement 

1. Antragsteller/in Carlo Piani / Sibylle Boos-Braun / Monika Schnydrig 

Paragraf 7 Abs. 2 EGFAPG 

Antrag: 

Der Regierungsrat bestimmt die weiteren Voraussetzungen für die Ausrichtung sowie 

die Höhe der Beiträge. Der Ausbildungsbeitrag an Personen in Ausbildung in Pflege HF 

oder im Studium in Pflege FH beträgt ab vollendetem 21. bis zur Vollendung des 24. 

Altersjahres 400 Franken pro Monat; ab vollendetem 24. bis zur Vollendung des 27. 

Altersjahres 800 Franken pro Monat und ab vollendetem 27. Altersjahr 1600 Franken pro 

Monat. Er kann die Gewährung und die Höhe der Beiträge von persönlichen 

Voraussetzungen, namentlich dem Alter, abhängig machen. 

 

(entspricht dem Ergebnis der 1. Beratung im Kantonsrat vom 29. Januar 2024) 

2. Antragsteller/in Riccarda Schaller 

Paragraf 7 Abs. 2 und 8 Absatz 1a EGFAPG 

Antrag: 

7 Abs. 2 EGFAPG: Der Regierungsrat bestimmt die weiteren Voraussetzungen für die 

Ausrichtung sowie die Höhe der Beiträge. Er kann die Gewährung und die Höhe der 

Beiträge von persönlichen Voraussetzungen, namentlich dem Alter und von elterlichen 

Unterhaltspflichten, abhängig machen. 

 

8 Absatz 1a EGFAPG: Zur Prüfung der Anspruchsberechtigung dürfen folgende Daten 

der gesuchstellenden Person erhoben und bearbeitet werden: Name, Geburtsdatum, 

Adresse, AHV-Versichertennummer, elterliche Unterhaltspflicht, Zahlungsverbindung, (…) 

 

RÜCKZUG 

3. Antragsteller/in Marcel Budmiger 

Paragraf 7 Abs. 2bis und 8 Absatz 1a EGFAPG 

Antrag: 

7 Abs. 2bis EGFAPG: Beitragsberechtigten mit Kindern wird eine Kinderzulage von 600 

Franken ausbezahlt. Der Regierungsrat regelt das weitere per Verordnung. 

 

8 Absatz 1a EGFAPG: Zur Prüfung der Anspruchsberechtigung dürfen folgende Daten 

der gesuchstellenden Person erhoben und bearbeitet werden: Name, Geburtsdatum, 
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Adresse, AHV-Versichertennummer, elterliche Unterhaltspflicht, Zahlungsverbindung, (…) 
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